
n.111Jlder Beilagen zu den Stenograrhischen ProtokolJen 

des Nationalrates XVIII. GesetzgebuDZ;3periode 

FERDINAND LACINA 
BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

GZ. 11 0502/251-Pr .2/93 

An den 

Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 

1017 Wien 

1010 WIEN. DEN 14. September 1993 
HIMMELPFORTGASSE 8 

TELEFON (0222) 5 I 433 

S2121AB 

1993 ~09~ 1 5 

=\.1 S~!}S-#J 

Auf die - aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit in Kopie beigeschlossene -

schriftliche Anfrage der Abgeordneten Dipl.-Kfm. DDr. Friedrich König und Kollegen 

vom 15. Juli 1993, Nr. 5295/J. betreffend Liebhabereierlaß, beehre ich mich, 

folgendes mitzuteilen: 

Zu L 
Der erwähnte Erlaß basiert auf den Bestimmungen des Einkommensteuer

gesetzes 1988 (EStG, insbesondere § 2 EStGI sowie der dazu ergangenen Lieb

habereiverordnungen 1990 und 1993. 

Zu 2.: 

Dem Bundesministerium für Finanzen ist nicht bekannt, von welcher Behörde diese 

Rechtsansicht erstmals angewendet worden ist. 

Zu 3.: 

Im § 30 Abs. 2 Z 1 EStG 1988 wird ausdrücklich auf § 18 Abs. 1 Z 3 lit. b 

EStG 1988 und damit auf Eigentumswohnungen im Sinne des Wohnungseigentums

gesetzes 1975 verwiesen. Aufgrund dieser formalrechtlichen Anknüpfung bleibt für 

eine wirtschaftliche Auslegung des Begriffs "Eigentumswohnung" im Bereich der 

Einkünfte aus Spekulationsgeschäften somit kein Raum. 

Demgegenüber hat der Durchführungserlaß zur Liebhabereiverordnung den § 1 

Abs. 2 und seine Abgrenzung zu § 1 Abs. 1 dieser Verordnung zu interpretieren. Da 

die gesamte Liebhabereiverordnung keine formalrechtlichen Anknüpfungen beinhaltet 

(und § 1 Abs. 2 der Verordnung Eigentumswohnungen nicht ausdrücklich anspricht)' 
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hat hier die gemäß § 21 Bundesabgabenordnung (BAO) in Abgabenangelegenheiten 

grundsätzlich gebotene wirtschaftliche Betrachtungsweise Platz zu greifen. 

Zu 4..!.L-5., 7. und 8.: 

§ 307 Abs. 2 BAO besagt, daß im Falle einer Wiederaufnahme eines Verfahrens die 

Anwendung einer seit dem Erstbescheid geänderten Rechtsauffassung dann nicht 

zulässig ist. wenn sie der Partei zum Nachteil gereicht. Daraus geht klar hervor, daß 

eine allgemeine Rechtsansicht. mit der - wie im vorliegenden Fall - ein bestimmter 

Sachverhalt erstmals beurteilt wird, selbstverständlich auf alle offenen Verfahren 

anwendbar ist. 

Wäre dies nicht der Fa!!, wäre die Behörde angehalten, unmittelbar nach dem Inkraft

treten einer Bestimrnung deren auslegungsbedürftige Bereiche zunächst sicherheits

halber zu Lasten des Steuerpflichtigen zu interpretieren. Daß eine derartige Vor

gangsweise nicht dem Rechtsverständnis des Bundesministeriums für Finanzen ent

spricht, bedarf wohl keiner weiteren Erläuterung. 

Deshalb bin ich der Meinung, daß die bisherige der BAO entsprechende Vorgangs

weisenach der die erstmalige Beurteilung eines Sachverhaltes auf alle offenen Ver

fahren anzuwenden ist - beibehalten werden soll. 

Zu 6.: 

Nach Auffassung des Bundesministeriums für Finanzen gewährleisten gerade die 

durch Verordnung und Erlaß getroffenen Regelungen im Bereich der Bauherren

modelle ein hohes Maß an Rechtssicherheit. Im Rahmen der zweiten Etappe der 

Steuerreform besteht daher diesbezüglich kein Handlungsbedarf. 
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PEILAGE 

Ab~oi"dn~~n richtSi'l in dies@m Zus2mmenh~g an dsn Bl,m©®$mini$tsr für 

Finanzen folgende 

Anfrage: 

1 . Welche Gesetzesgrundlage hat der Erlaß dss Bundssministariums für 

Finanzen vom 14.4.19937 

2. Wann und von welcher Behörde wurde dis nunmehr vom 

Bundssministerium für Finan&:sn übemommsi1s und 0 sowsit bekannt -

erstmals von dsr FLD für Wien, Niederosterraich und Burgenland mit 

Erlaß vom 4. 5. 1992, GZ 6D 5--1653/1 092-04 veriretene Auslegung tür ein 
steuerliches "Quasi-Wohnungseigentum" erstmals gehandhabt? 

3. Legt das Bundesministerium für Finanzen den Begriff des 

Wohnungseigemums je nach den steuerlichen Folgen für die 

Steuerpflichtigen unterschiedlich aus (Erlaß des Bundesmirlisteriums tür 

Finam:en vom 7. Dezember 1992, GZ 82237/1I1 o IV/6.92:w § 30 Abs. 2 

Z 1 EStG und Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom 

14.4. 1993)7 

4. Halten Sie auch eine rückwirkende Anwendung der erstmals 1992 

veröffentlichten Rechtsansicht des Erlasses vom 14. 4. 1993aut 

Sachverhalte der Vo~ahre für rechtlich zulässig? 

5. Wenn ja, wie begründen Sie dies? 

6. Sind Sie bereit, im Rahmen der bevorstehenden Gesen:esnov®lIierungen 

der 2. Etappe der SteusITe10rm auch auf dem Gebiet der Revitalisierung 

von Altwohnungen im Rahmen der BauherrsnmodeUe Rschtsicherheit zu 

schaffen? 

7. Sind Sie bereit ~ so wie dies durch dis Judikatur für Gesetze und 

Verordnungen bereits klargestellt ist - auch für Erlässe generell ein 

Verbot der rückwirkenden Wirksamkeit vorzusehen? 

8. )Nenn nein, warum nicht? 
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